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schlechtskrankheitsspezialisten sind von dem Kursus 
befreit.

3. Ärzte, die diese Erlaubnis zu erlangen wünschen, 
haben an das Landesgesundheitsamt entsprechenden An­
trag zu stellen, unter Beifügung der ärztlichen Appro­
bation und gegebenenfalls der Doktorpromotion oder 
Facharztanerkennung.

4. Wer ohne Erlaubnis Gonorrhöe, Syphilis oder 
Schanker behandelt oder zu behandeln versucht bzw. 
irgendwelche an einer dieser Krankheiten leidende Per­
son, die sich von einem Arzt behandeln läßt, der nicht 
lm Besitze der obengenannten Erlaubnis ist, hat Ver­
folgung durch ein Militärregierungsgericht wegen Ver­
letzung einer Militärregierungsanordnung zu gewärtigen.

5. Diese Anordnung tritt 2 Monate nach deren Ver­
öffentlichung in dem „Verordnungsblatt für Groß-Berlin“ 
in Kraft.

Im Aufträge der Alliierten Komrpandantur Berlin:
A. d ' А r n о u X 

Colonel 
Vorsitzführender Stabschef

A n m e r k u n g :  Gemäß Anordnung der Alliierten Kom­
mandantur Berlin BK/O (47) 51 а vom 21. Februar 1947 ersetzt 
die vorstehende Anordndng die Verordnung des Magistrats 
von Groß-Berlin über die Bekämpfung der Geschlechtskrank­
heiten vom 6. Januar 1947 (VOB1. S. 19).

Die Schriftleitung.

Magistrat
P e r s o n a l f r a g e n  u n d  V e r w a l t u n g

Bestimmungen 
über die Auszahlung von Versorgungsbezügen

A r t i k e l  I
Versorgung (Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen- und Waisen­

geld) wird an alle auf Grund eines öffentlich rechtlichen Dienst­
verhältnisses zu Versorgungsbezügen Berechtigten gewährt, 
sofern sie einen Anspruch gegen nachstehend aufgeführte 
Körperschaften haben:

1. Stadt Berlin, ihre Gesellschaften und Eigenbetriebe;
2. Deutsches Reich in den Grenzen vom 31. Dezember 1937; 

Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und gemeindliche 
Stadtzweckverbände;

3. Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechtes, sofern diese Versorgungsträger im Gebiete von Groß- 
Berlin als Körperschaften nicht vertreten sind.

A r t i k e l  П
Die Versorgungsberechtigten müssen:

1. in Berlin ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
haben,

2. erwerbsunfähig und ohne ausreichendes eigenes Ein­
kommen sein,

3. nicht zu den Personen gehören, die
a) gemäß der Entnazifizierungsanordnung der Alliierten 

Kommandantur BK/O (46) 101 vom 26. Februar 1946 
zu entlassen waren und auf Grund der Berufung nicht 
in ihre früheren Rechte wieder eingesetzt worden sind,

b) als Berufssoldaten oder Beamte der deutschen Wehr­
macht mit Versorgungsberechtigung angehört haben.

А r t i к e 1 III
Die Durchführung der Zahlung übernimmt die Versicherungs­

anstalt Berlin. Sofern die Versorgungsberechtigten bereits im 
Besitz eines Pensionsfeststellungsbescheides sind, ist dieser 
vorzulegen.

In diesen Fällen ist bei Ruhegehaltsempfängern kein weiterer 
Nachweis der Erwerbsunfähigkeit erforderlich, da dieselbe be­
reits geprüft wurde. Bei Witwen wird die Erwerbsunfähigkeit 
geprüft.

Erwerbsunfähig ist, wer nicht in der Lage ist, ein Drittel 
dessen zu erwerben, was gesunde Menschen normalerweise ver­
dienen können. Ob Erwerbsunfähigkeit vorliegt oder nicht, be­
stimmt der Amtsarzt. Als erwerbsunfähig gelten ohne eine 
solche Prüfung über 55 Jahre alte Witwen, welche minde­
stens vier waisengeldberechtigte Kinder oder mindestens zwei 
waisengeldberechtigte Kinder unter sechs Jahren erziehen. 
Waisen gelten grundsätzlich als erwerbsunfähig.

A r t i k e l  IV
Das Ruhegehalt wird in Höhe der Renten für Versicherte der 

Angestelltenversicherung gezahlt. Zuschlag für jedes Kind 
10 RM monatlich. Das Witwengeld beträgt die Hälfte der Sätze 
des Ruhegehalts.

Das Waisengeld beträgt 40 Prozent der Sätze des Ruhegehalts, 
es wird für jede Waise unabhängig von der Berufstätigkeit der 
Mutter bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres gezahlt?

Sind die Witwen- und die Waisenrente zusammen höher als 
die Rente, die Ruhegehaltsberechtigten zustehen würde, so wer­
den sie anteilmäßig herabgesetzt.

In keinem Falle dürfen die Versorgungsbezüge höher sein als 
sie vor dem Zusammenbruch gewesen sind.

Die Höhe der monatlichen Rente richtet sich nach der an­
liegenden Tabelle der zu leistenden Zahlungen.

A r t i k e l  V
Als Grundlage für die Errechnung der Höhe der Versorgung 

gilt das ruhegehaltsfähige Diensteinkommen; als Altersstufe für 
die Berechnung wird das Lebensalter am Tage der Pensionie­
rung oder am Todestag des Ruhegehaltsempfängers zugrunde 
gelegt.

A r t i k e l  VI
Versorgungsberechtigte, bei denen der Versorgungsfall ge­

geben ist, die aber noch keinen Feststellungsbescheid haben 
und die zur Zeit nicht in Arbeit stehen, können ebenfalls Ruhe­
gehalt, Witwen- oder Waisengeld beantragen.

Dieser Personenkreis hat Erwerbsunfähigkeit nachzuweisen, 
soweit das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet ist. Bei Witwen 
und Waisen gilt die gleiche Regelung wie unter Artikel III.

Zugrunde zu legen für die Berechnung ist das letzte Dienst- 
. einkommen nach den für Berlin geltenden Sätzen und das 
Lebensalter am 1. Januar 1947 oder am Todestag des Ruhe­
gehaltsberechtigten.

A r t i k e l  VII
Bei Angehörigen der ehemaligen NSDAP und deren Gliede­

rungen — soweit sie nicht durch Artikel II Ziffer 3 ausgeschlos­
sen sind — ist bei der Berechnung der Versorgungsbezüge das 
Diensteinkommen zugrunde zu legen, das der .Ruhegehalts­
berechtigte vor dem Eintritt in die Partei, in die betreffenden 
Organisationen bzw. vor dem 31. Januar 1933 bezogen hat.

Die gleiche Bestimmung gilt für die Hinterbliebenen dieser 
Personen.

A r t i k e l  VIII
Die vorstehende Regelung ist. als Übergangslösung gedacht, 

ungeachtet etwaiger zukünftiger Ansprüche auf Änderung einer 
Versorgung, die sich aus diesbezüglichen Gesetzen herleiten 
ließen. Die Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1947 in 
Kraft. Von der Versorgungszahlung ist die Summe aller seit dem


